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I. GrundlagenderMaklerprovision

§6Abs.1, 3 und4; §7Abs.1; §§10,15und17aMaklergesetz
§6(1) Der Auftraggeberist zurZahlung einer Provision für den Fall verpflichtet, dassdas zu
vermittelnde Geschäft durch die vertragsgemäße verdienstlicheTätigkeitdesMaklersmit ei-
nemDritten zustandekommt.
(3) DerMakler hat auch dannAnspruchauf Provision,wenn auf Grund seinerTätigkeitzwar
nicht dasvertragsgemäß zuvermittelndeGeschäft, wohl aberein diesemnach seinemZweck
wirtschaftlich gleichwertigesGeschäft zustandekommt.
(4) DemMakler steht keineProvision zu,wenn er selbstVertragspartner desGeschäftswird.
Dies gilt auch, wenn dasmit demDritten geschlosseneGeschäft wirtschaftlich einemAb-
schluss durch den Makler selbst gleichkommt. Bei einem sonstigen familiären oder wirt-
schaftlichen Naheverhältnis zwischen demMakler und dem vermittelten Dritten, das die
Wahrung derInteressendesAuftraggebersbeeinträchtigen könnte,hat derMakler nur dann
einen Anspruch auf Provision, wenn er den Auftraggeber unverzüglich auf dieses Nahe-
verhältnishinweist.

§7(1) Der Anspruchauf Provision entsteht mit der Rechtswirksamkeitdesvermittelten Ge-
schäfts. DerMakler hat keinenAnspruchauf einenVorschuss.

§10 Der Provisionsanspruch undder Anspruch auf den Ersatz zusätzlicher Aufwendungen
werdenmit ihrerEntstehungfällig.

BesondereProvisionsvereinbarungen
§15(1) Eine Vereinbarung, wonach der Auftraggeber,etwa als Entschädigung oder Ersatz
für AufwendungenundMühewaltung, auch ohneeinendemMakler zurechenbarenVermitt-
lungserfolg einen Betrag zu leisten hat, ist nur bis zurHöhe der vereinbarten oder ortsübli-
chenProvision undnurfür denFall zulässig,dass
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Kauf/Verkauf/Baurecht
Informationen zumMaklervertrag
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DieseBroschürewird Ihnen vonderFirma

überreicht,welche alsMakler tätig ist unddurch

.......................................................................................................................................vertreten ist.

Entsprechend dembestehenden GeschäftsgebrauchkannderMakler als Doppel-
maklertätig sein und istals solchertätig.

DerMakler stehtmit demzuvermittelndenDritten in einem keinem
familiären oderwirtschaftlichen Naheverhältnis.
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6. FörderungsdarlehenbeiWohnungseigentumsobjektenundEigenheimen–
ÜbernahmedurchdenErwerber:Neben der laufenden Tilgungsrate ist eine außer-
ordentliche Tilgungbiszu50% des aushaftenden Kapitals bzw.Verkürzungder
Laufzeitmöglich.DerErwerber hat keinenRechtsanspruchauf Übernahme eines
Förderungsdarlehens.

7. AllfälligeAnliegerleistungenlaut Vorschreibungder Gemeinde (Aufschließungs-
kostenund KostenderBaureifmachung desGrundstückes)sowie Anschlussgebühren
und -kosten(Strom, Gas,Wasser,Kanal, Telefonetc.).

8. Vermittlungsprovision(gesetzlichvorgeseheneHöchstprovision)
a) beiKauf,VerkaufoderTauschvon

• LiegenschaftenoderLiegenschaftsanteilen
• Liegenschaftsanteilen, an denenWohnungseigentumbesteht oder

vereinbarungsgemäßbegründetwird
• Unternehmenaller Art
• Abgeltungen für Superädifikateauf einemGrundstück
beieinemWert
• bis EUR 36.336,42 .................................................................................................................... je4%
• vonEUR 36.336,43bisEUR 48.448,50 ...........................................................EUR1.453,46*
• ab EUR 48.448,51..................................................................................................................... je3%

von beiden Auftraggebern(Verkäufer und Käufer) jeweilszzgl.20%USt.
*Schwellenwertregelung gem.§12 Abs.4ImmVO

b) beiOptionen
• Vermittelt der Makler einen Optionsvertrag, der dem optionsberechtigten Interes-

senten daszeitlich befristete Recht einräumt, durcheinseitige Erklärungdasbetref-
fende Geschäft zustande zu bringen,darf bei Abschluss des Optionsvertrages mit
demOptionsberechtigten zunächst max. 50% des für die Vermittlung des Haupt-
geschäfts festgelegten Provisionshöchstbetragesvereinbart werden, die restlichen
50% erst imFall derAusübungdesOptionsrechts.Ein allenfalls geleistetes Options-
entgelt bleibt bei der Ermittlung der Provision unberücksichtigt. Gegenüber dem
Optionsverpflichteten kann dievereinbarte Abgeberprovisionerst beiAusübungder
Option inRechnunggestellt werden.

III. Nebenkostenbei derVermittlungvonBaurechten

1. Grunderwerbsteuer
AlsgrundstücksgleichesRecht unterliegen dieEinräumung, Verlängerungund Übertra-
gungeines Baurechts der Grunderwerbsteuer. DieBemessungsgrundlageder Grunder-
werbsteuer ist grundsätzlich ident mit jener von »normalen« Grundstückenund ent-
spricht daher mindestens dem Grundstückswert bzw. einer höheren Gegenleistung.
Wird, wie es bei der Einräumung von Baurechten üblich ist, als Gegenleistung neben
einer allfälligen Einmalzahlung die Bezahlung eines laufenden Bauzinses vereinbart,
ist für die Ermittlung der Gegenleistung als Bemessungsgrundlageder Grunderwerb-
steuer in diesem Fall der Barwert der laufenden Bauzinszahlungen zuzüglichder all-
fälligen Einmalzahlung im Zuge der Einräumung des Baurechtes heranzuziehen.Die
Ermittlung diesesBarwertes hat entsprechend denRegelungendesBewertungsgeset-

1. das im Maklervertrag bezeichneteGeschäft wider TreuundGlauben nur deshalb nicht
zustande kommt,weil der Auftraggeber entgegendembisherigenVerhandlungsverlauf
einen für das ZustandekommendesGeschäftes erforderlichenRechtsakt ohnebeachtens-
werten Grundunterlässt;

2. mit dem vomMakler vermittelten Dritten ein anderes als ein zweckgleichwertigesGe-
schäft zustande kommt,soferndieVermittlung desGeschäfts in denTätigkeitsbereichdes
Maklersfällt;

3. das imMaklervertrag bezeichneteGeschäft nicht mit demAuftraggeber,sondernmit ei-
ner anderen Person zustande kommt,weil der Auftraggeber dieser die ihm vomMakler
bekannt gegebeneMöglichkeit zumAbschlussmitgeteilt hat oderdasGeschäft nichtmit
demvermittelten Dritten, sondernmit einer anderen Person zustande kommt, weil der
vermittelte Dritte dieserdieGeschäftsgelegenheit bekanntgegebenhat, oder

4. das Geschäft nicht mit dem vermittelten Dritten zustande kommt,weil ein gesetzliches
oderein vertragliches Vorkaufs-,Wiederkaufs-oderEintrittsrecht ausgeübtwird.

(2) Eine solcheLeistung kann bei einemAlleinvermittlungsauftrag weiters für den Fall ver-
einbart werden, dass
1. der Alleinvermittlungsauftrag vomAuftraggeber vertragswidrig ohnewichtigen Grund

vorzeitigaufgelöst wird;
2. das Geschäft während der Dauer des Alleinvermittlungsauftrags vertragswidrig durch

dieVermittlung einesanderen vomAuftraggeber beauftragten Maklers zustandegekom-
men ist, oder

3. dasGeschäft währendderDauer desAlleinvermittlungsauftrags auf andereArt alsdurch
dieVermittlung einesanderen vomAuftraggeber beauftragten Maklers zustandegekom-
menist.

(3) LeistungennachAbs.1undAbs.2gelten als Vergütungsbetrag imSinndes§1336ABGB.

Anm.: Eine Vereinbarung nach §15 MaklerG ist bei Maklerverträgen mit Verbrauchern
schriftlich zutreffen.

II. Nebenkostenbei Kaufverträgen

1. GrunderwerbsteuervomWert derGegenleistung........................................................... 3,5%
(Ermäßigung oderBefreiung inSonderfällenmöglich)

2. Grundbuchseintragungsgebühr(Eigentumsrecht) ............................................................ 1,1%

3. KostenderVertragserrichtungundgrundbücherlichenDurchführungnach Verein-
barungim RahmenderTarifordnungdesjeweiligen Urkundenerrichters sowie Bar-
auslagen fürBeglaubigungenund Stempelgebühren

4. KostenderMitteilung undSelbstberechnungderImmobilienertragsteuerdurch
denParteienvertreternach Vereinbarung imRahmen derTarifordnungdesjeweiligen
Urkundenerrichters

5. VerfahrenskostenundVerwaltungsabgabenfürGrundverkehrsverfahren
(länderweise unterschiedlich)
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5. KostenderallfälligenSchätzunglaut Sachverständigentarif

6. Vermittlungsprovision
Darf den Betrag von 2% der Darlehenssumme nicht übersteigen, sofern die Vermitt-
lung imZusammenhangmit einer Vermittlung gemäß §15Abs.1IMVO steht. Besteht
kein solcher Zusammenhang, so darf die Provision oder sonstige Vergütung 5% der
Darlehenssummenicht übersteigen.

V. Energieausweis

Das Energieausweis-Vorlage-Gesetz (EAVG2012) schreibt vor, dass der Verkäufer bei Ver-
kaufeines Gebäudes oder eines Nutzungsobjektes demKäuferrechtzeitig vor Abgabe der
Vertragserklärung einen zu diesem Zeitpunkt höchstens zehn Jahre alten Energieausweis
vorzulegen, und ihm diesen spätestens 14 Tagenach Vertragsabschluss auszuhändigen
hat. Sollte dies nicht erfolgen,hat der Käufer das Recht,nach erfolgloser Aufforderungan
den Verkäuferentweder selbst einen Energieausweis zubeauftragen und die angemesse-
nen Kostenbinnen 3 Jahren gerichtlich geltend zumachen,oderdirekt dieAushändigung
eines Energieausweises einzuklagen.

Bei Anzeigen in Druckwerken und elektronischen Medien sind der Heizwärmebedarf
(HWB) und derGesamtenergieeffizienzfaktor(fGEE) anzugeben.DieseVerpflichtung trifft
sowohl denVerkäuferals auchdenvonihm beauftragten Immobilienmakler.

Der Verkäufer hat die Wahl, entweder einen Energieausweisüber die Gesamtenergieef-
fizienz des Nutzungsobjekts oder die Gesamtenergieeffizienz eines vergleichbaren Nut-
zungsobjekts im selben Gebäude oder dieGesamtenergieeffizienzdesgesamtenGebäu-
desauszuhändigen. Für Einfamilienhäuser kann die Vorlage-und Aushändigungspflicht
auch durch einen Energieausweis eines vergleichbaren Gebäudes erfüllt werden. Diese
VergleichbarkeitmussderEnergieausweisersteller aber bestätigen.

Der Energieausweis ist nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften zu erstellen
und soll eine vergleichbare Information über den energetischen »Normverbrauch« eines
Objekts verschaffen. Die Berechnung der Energiekennzahlen basiert auf nutzungsunab-
hängigen Kenngrößenbei vordefinierten Rahmenbedingungen,weshalb bei tatsächlicher
Nutzungerhebliche Abweichungenauftreten können.

Wird kein Energieausweis vorgelegt,gilt gem.§7EAVGzumindest eine demAlter und Art
desGebäudesentsprechendeGesamtenergieeffizienzals vereinbart.

Weiters sindVerwaltungsstrafbestimmungen zubeachten. Sowohl der Verkäuferals auch
der Immobilienmakler,deresunterlässt, dieKennwerte HWB und fGEE im Inseratanzuge-
ben, ist mit einer Geldstrafe von biszuEUR 1.450,–zubestrafen.Der Makler ist dann ent-
schuldigt,wenn erdenVerkäuferüberdie Informationspflichten aufgeklärthat undihn zur
Bekanntgabe der beidenWerte bzw.zur Einholung eines Energieausweises aufgefordert
hat, derVerkäuferdiesaberabgelehnthat. DerVerkäuferist desWeiteren mit einerVerwal-
tungsstrafe biszuEUR 1.450,–konfrontiert, wenn er dieVorlageund/oder Aushändigung
desEnergieausweisesunterlässt.

zeszuerfolgen.Diesessieht beiderErmittlung desBarwertes eine Deckelungmit dem
18-fachenJahreswert der laufenden Bauzinszahlungen vor.

Bei der Ermittlung des Grundstückwertes von Baurechten sind je nach verbleibender
Restlaufzeit des Baurechtes zwei mögliche Fälle zu unterscheiden (§2 Abs.4 Grund-
stückwertverordnung):

Grundwert
a) Beträgt dieDauer desBaurechtes imZeitpunkt desEntstehens der Steuerschuld noch
50Jahre odermehr,ist der Grundwert desBaurechtes in Höhe des Grundwertes des un-
bebautenGrundstückes(Abs.2)undderGrundwert desbelastetenGrundstückesmit Null
anzusetzen.
b) Beträgt die Dauer des Baurechtes im Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld we-
niger als 50Jahre, ist der Grundwert desBaurechtes mit 2% desGrundwertes des un-
bebautenGrundstückes(Abs.2) für jedesvolle Jahr der restlichenDauer desBaurechtes
anzusetzen.DerGrundwert desbelasteten Grundstückesist dieDifferenz zwischendem
Grundwert desunbelastetenGrundstückesunddemGrundwert für dasBaurecht.

Gebäudewert
Wird das Baurecht an einem bebauten Grundstück eingeräumt, ist der Gebäudewert
nach§2Abs.3derGrundstückswertverordnungzuberechnen.

2. Grundbucheintragungsgebühr
DieEintragungsgebührbeiderEintragungdesBaurechts bestimmt sichwie bei derEin-
tragung des Eigentumsrechts durch den Preis,der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr
bei einerVeräußerungüblicherweise zuerzielenwäre (§26Abs.1GGG).

3. Vermittlungsprovision(gesetzlichvorgeseheneHöchstprovision)
Bei derVermittlungvonBaurechten beträgtdieHöchstprovisionjeweils beieinerDauer
desBaurechts von
• 10bis 30Jahren............................................................................................................................ 3%
• über 30Jahre .................................................................................................................................2%
desauf dieDauerdesvereinbarten Baurechtes entfallenden Bauzinses.

Bei einer Baurechtsdauer von mehr als 30Jahren darf anstelle der 2% eine Pauschal-
provisionin Höhevon jeweils 3% zzgl.USt. berechnet vomBauzins für 30Jahre verein-
bart werden (Wertgrenzenregelung §12Abs.4ImmVO).DadieObergrenzemit 2% des
auf 45Jahre entfallenden Bauzinses limitiert ist, stellt dieser Betrag unabhängigvon
einer längervereinbarten Vertragsdauer gleichzeitigdie Höchstprovisiondar.

IV. NebenkostenbeiHypothekardarlehen

1. Grundbucheintragungsgebühr ................................................................................................1,2%

2. AllgemeineRangordnungfür dieVerpfändung ..................................................................0,6%

3. KostenderErrichtungderSchuldurkundenach demTarif des jeweiligen
Urkundenerrichters

4. Barauslagenfür Beglaubigungen undStempelgebühren laut Tarif
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• die in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder durch Fernkommunikations-
mittel geschlossenwerden, unmittelbar nachdem derVerbraucheran einem ande-
renOrt als denGeschäftsräumen desUnternehmers oderdessenBeauftragten und
desVerbraucherspersönlich undindividuell angesprochenwurde oder

• Fernabsatzgeschäfte(FAG),das sind Verträge, die zwischen einem Unternehmer und
einem Verbraucher ohne gleichzeitige Anwesenheit des Unternehmers und des Ver-
brauchers im Rahmen eines für Fernabsatz organisierten Vertriebs-oder Dienstleis-
tungssystems geschlossen werden, wobei bis einschließlich des Zustandekommens
desVertragsausschließlich Fernkommunikationsmittel (Post, Internet, E-Mail,Telefon,
Fax)verwendet werden.

VomAnwendungsbereichausgenommensindVerträge über
• die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von Eigentum oder anderen Rech-

ten an unbeweglichen Sachen (§1Abs.2Z6 FAGG),
• den Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaßnahmen an bestehenden Ge-

bäuden oderdieVermietung vonWohnraum (§1Abs.2Z7 FAGG);

§4FAGG(1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine Vertragserklärung ge-
bunden ist,mussihn der Unternehmer in klarer und verständlicherWeise über Folgendesin-
formieren:
1. diewesentlichen Eigenschaften derWare oder Dienstleistung in dem für das Kommuni-

kationsmittel und dieWare oderDienstleistung angemessenenUmfang,
2. denNamen oder die Firma desUnternehmers, die Anschrift seiner Niederlassung sowie

seine Telefonnummer und E-Mail-Adresse,unter denen der Verbraucher den Unterneh-
merschnellerreichenundohnebesonderenAufwand mit ihm in Verbindungtreten kann,

3. gegebenenfalls
a) andere vomUnternehmer bereitgestellte Online-Kommunikationsmittel,die gewähr-

leisten, dass der Verbraucheretwaige schriftliche Korrespondenzmit demUnterneh-
mer,einschließlich desDatumsundderUhrzeit dieser Korrespondenz,auf einemdau-
erhaften Datenträger speichernkann, undmit denenderVerbraucherdenUnterneh-
mer schnell erreichen und ohne besonderenAufwand mit ihm in Verbindung treten
kann,

b) dievonderNiederlassungdesUnternehmers abweichendeGeschäftsanschrift, an die
sichderVerbrauchermit jeder Beschwerdewendenkann, und

c) denNamen oder die Firma und die Anschrift der Niederlassung jener Person, in de-
renAuftrag derUnternehmer handelt, sowiedieallenfalls abweichendeGeschäftsan-
schrift dieserPerson,andie sichderVerbrauchermit jeder Beschwerdewendenkann,

4. denGesamtpreisderWare oderDienstleistung einschließlich aller Steuern undAbgaben,
wenn aber der Preis aufgrund der Beschaffenheit derWare oder Dienstleistung vernünf-
tigerweise nicht imVoraus berechnetwerden kann, die Art der Preisberechnungundge-
gebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-,Liefer-,Versand-oder sonstigenKostenoder,wenn
dieseKostenvernünftigerweise nicht im Voraus berechnetwerden können,das allfällige
Anfallen solcherzusätzlichenKosten,

4a. gegebenenfallsdenHinweis, dassderPreis auf der Grundlage einer automatisierten Ent-
scheidungsfindungpersonalisiert worden ist,

5. bei einem unbefristeten Vertrag oder einem Abonnementvertrag die für jedenAbrech-
nungszeitraumanfallenden Gesamtkosten,wenn für einen solchenVertrag Festbeträge
in Rechnung gestellt werden, die monatlichen Gesamtkosten, wenn aber die Gesamt-

VI. InformationspflichtengegenüberVerbrauchern

InformationspflichtendesImmobilienmakler
§30bKSchG(1) Der Immobilienmakler hat vor Abschluss des Maklervertrags dem Auf-
traggeber,der Verbraucher ist, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Immobilienmaklers eine
schriftliche Übersicht zu geben,aus der hervorgeht, dass er alsMakler einschreitet, und die
sämtliche, dem Verbraucher durch den Abschluss des zu vermittelnden Geschäfts voraus-
sichtlich erwachsendenKosten,einschließlich der Vermittlungsprovision ausweist. Die Höhe
derVermittlungsprovisionist gesondertanzuführen; auf ein allfälliges wirtschaftliches oder
familiäres Naheverhältnis im Sinn des§6Abs.4dritter SatzMaklerG ist hinzuweisen.Wenn
derImmobilienmakler kraft Geschäftsgebrauchsals Doppelmaklertätig seinkann,hat diese
Übersichtauch einenHinweis darauf zuenthalten. Bei erheblicherÄnderungderVerhältnisse
hat der Immobilienmakler die Übersicht entsprechendrichtig zu stellen. Erfüllt derMakler
diesePflichten nicht spätestens vor Vertragserklärung desAuftraggebers zumvermittelten
Geschäft, sogilt §3Abs.4MaklerG.
(2) Der Immobilienmakler hat demAuftraggeberdie nach §3Abs.3MaklerG erforderlichen
Nachrichten schriftlich mitzuteilen. Zu diesen zählen jedenfalls auch sämtliche Umstände,
diefür dieBeurteilung deszuvermittelndenGeschäfts wesentlich sind.

ANMERKUNG: Aufgrunddesbestehenden GeschäftsgebrauchskönnenImmobilienmak-
ler auchohne ausdrücklicheEinwilligungdesAuftraggebersalsDoppelmakler tätig sein.
Wird der Immobilienmakler auftragsgemäß nur für eine Partei des zuvermittelnden Ge-
schäftstätig, hat erdiesdemDritten mitzuteilen.

HöchstdauervonAlleinvermittlungsverträgengem.§30cKSchG
§30cKSchG(1) Die Dauer vonAlleinvermittlungsaufträgen (§14Abs.2MaklerG) von Ver-
braucherndarf höchstensvereinbart werdenmit
1. dreiMonaten für dieVermittlung vonBestandverträgen überWohnungen odersonstigen

denGebrauch oderdieNutzungvonWohnungenbetreffendenVerträgen;
2. sechsMonaten für die Vermittlung vonVerträgen zurVeräußerungoderzumErwerb des

Eigentums an Wohnungen, Einfamilienwohnhäusern und einzelnen Grundstücken,die
zumBau einesEinfamilienwohnhauses geeignetsind.

(2) Wenn besondereUmstände vorliegen, die die Vermittlung wesentlich erschweren oder
verzögern,darf auch eine entsprechend längere als die in Abs.1 bestimmte Frist vereinbart
werden.

Informationspflichten bei Fern-undAuswärtsgeschäften,
Inhalt der Informationspflicht; Rechtsfolgen
anzuwendenauf
• Außergeschäftsraumverträge(AGV)zwischenUnternehmer undVerbraucher,

• die beigleichzeitiger körperlicherAnwesenheit desUnternehmers und desVerbrau-
chersan einemOrt geschlossenwerden,derkeinGeschäftsraum desUnternehmers
ist,

• für diederVerbraucherunter dengenannten Umständen ein Angebotgemachthat,
oder
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(5) Hat derUnternehmer seinePflicht zurInformation überzusätzlicheund sonstigeKosten
nach Abs.1 Z4 oder über die Kosten für die RücksendungderWare nach Abs.1 Z9 nicht er-
füllt, sohat derVerbraucherdie zusätzlichenund sonstigenKostennicht zutragen.
(6) Die Informationspflichten nach Abs.1 gelten unbeschadet anderer Informationspflich-
ten nach gesetzlichenVorschriften, die auf der Richtlinie 2006/123/EGüber Dienstleistun-
gen imBinnenmarkt, ABl.Nr. L376 vom27.12.2006S.36, oderauf der Richtlinie 2000/31/
EG über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbeson-
deredeselektronischenGeschäftsverkehrs, imBinnenmarkt, ABl.Nr. L 178 vom17.07.2000
S.1, beruhen.

Informationserteilungbei außerhalb vonGeschäftsräumen
geschlossenenVerträgen
§5 FAGG(1) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenenVerträgen sind die in §4
Abs.1 genannten Informationen demVerbraucher auf Papier oder, sofernderVerbraucher
demzustimmt,auf einemanderendauerhaftenDatenträgerbereitzustellen.Die Informati-
onenmüssen lesbar, klarundverständlichsein.
(2) DerUnternehmer hat demVerbraucher eineAusfertigungdesunterzeichnetenVertrags-
dokumentsoder die Bestätigung desgeschlossenenVertrags auf Papier oder,sofernderVer-
braucher demzustimmt, auf einemanderendauerhaften Datenträger bereitzustellen.Gege-
benenfallsmuss die Ausfertigung oder Bestätigung desVertrags auch eine Bestätigung der
ZustimmungundKenntnisnahmedesVerbrauchersnach§18Abs.1Z11 enthalten.

Informationserteilungbei Fernabsatzverträgen
§7 FAGG(1) Bei Fernabsatzverträgen sind die in §4Abs.1 genannten Informationen dem
Verbraucherklarundverständlichin einer demverwendeten Fernkommunikationsmittel an-
gepassten Art undWeise bereitzustellen.Werden diese Informationen auf einemdauerhaf-
tenDatenträgerbereitgestellt, somüssensie lesbar sein.
(2) Wird der Vertrag unter Verwendung eines Fernkommunikationsmittels geschlossen,bei
demfür dieDarstellung der Information nur begrenzterRaumoderbegrenzteZeit zurVerfü-
gung steht, so hat der Unternehmer demVerbraucher vor demVertragsabschlussüber die-
sesFernkommunikationsmittel zumindest die in §4Abs.1 Z1, 2, 4, 5, 8 und 14 genannten
Informationen über die wesentlichen Merkmale derWaren oder Dienstleistungen, denNa-
mendesUnternehmers, denGesamtpreis, dasRücktrittsrecht – mitAusnahmedesMuster-
Widerrufsformulars–, die Vertragslaufzeit und die Bedingungen der Kündigung unbefriste-
ter Verträgezuerteilen. Dieanderenin §4Abs.1genannten Informationen einschließlich des
Muster-WiderrufsformularssinddemVerbraucherauf geeigneteWeiseunter Beachtung von
Abs.1zuerteilen.
(3) Der Unternehmer hat dem Verbraucher innerhalb einer angemessenenFrist nach dem
Vertragsabschluss,spätestens jedochmit der Lieferung derWaren oder vor demBeginn der
Dienstleistungserbringung, eine Bestätigung des geschlossenenVertrags auf einem dauer-
haften Datenträger zurVerfügung zustellen, die diein §4Abs.1genannten Informationen
enthält, sofern er diese Informationen demVerbrauchernicht schon vor Vertragsabschluss
auf einem dauerhaften Datenträger bereitgestellt hat. Gegebenenfallsmuss die Vertrags-
bestätigung auch eine Bestätigung der ZustimmungundKenntnisnahmedes Verbrauchers
nach §18Abs.1Z11 enthalten.

kostenvernünftigerweise nicht imVoraus berechnetwerden können,die Art der Preisbe-
rechnung,

6. die Kosten für den Einsatz der für den Vertragsabschluss genutzten Fernkommunikati-
onsmittel, soferndiesenicht nach demGrundtarif berechnetwerden,

7. die Zahlungs-, Liefer-und Leistungsbedingungen, denZeitraum, innerhalb dessennach
der Zusage des Unternehmers dieWare geliefert oder die Dienstleistung erbracht wird,
sowie ein allenfalls vorgesehenesVerfahren beim Umgang des Unternehmers mit Be-
schwerden,

8. bei Bestehen eines Rücktrittsrechts die Bedingungen, die Fristen unddie Vorgangsweise
für dieAusübung diesesRechts,dies unter Zurverfügungstellung desMuster-Widerrufs-
formulars gemäßAnhangI TeilB,

9. gegebenenfalls die den Verbraucher im Fall seines Rücktritts vom Vertrag gemäß §15
treffende Pflicht zurTragungder Kostenfür die RücksendungderWare sowie bei Fernab-
satzverträgen über Waren, die wegen ihrer Beschaffenheit üblicherweise nicht auf dem
Postweg versendetwerden, dieHöhederRücksendungskosten,

10. gegebenenfallsdiedenVerbraucherimFall seinesRücktritts vomVertrag gemäß§16tref-
fendePflicht zurZahlung einesanteiligen Betrags für die bereitserbrachten Leistungen,

11. gegebenenfalls über das Nichtbestehen eines Rücktrittsrechts nach §18 oder über die
Umstände, unter denenderVerbraucherseinRücktrittsrecht verliert,

12. zusätzlich zu demHinweis auf das Bestehen eines gesetzlichenGewährleistungsrechts
für dieWare oderdiedigitale LeistunggegebenenfallsdasBestehenunddieBedingungen
von Kundendienstleistungenund vongewerblichenGarantien,

13. gegebenenfalls bestehende einschlägige Verhaltenskodizesgemäß §1 Abs.4 Z4 UWG
unddarüber,wie derVerbrauchereine Ausfertigungdavon erhalten kann,

14. gegebenenfalls die Laufzeit desVertrags oder die Bedingungen für die Kündigungunbe-
fristeter Verträge odersichautomatisch verlängernderVerträge,

15. gegebenenfalls dieMindestdauer der Verpflichtungen, die der Verbrauchermit demVer-
trag eingeht,

16. gegebenenfalls dasRechtdesUnternehmers, vomVerbraucherdie Stellung einer Kaution
oderanderer finanzieller Sicherheiten zuverlangen, sowie derenBedingungen,

17. gegebenenfallsdie Funktionalität vonWarenmit digitalen Elementen (§2 Z4VGG) und
von digitalen Leistungeneinschließlich anwendbarer technischerSchutzmaßnahmen,

18. gegebenenfalls– soweitwesentlich– dieKompatibilität undInteroperabilität vonWaren
mit digitalen Elementen und von digitalen Leistungen,soweit sie demUnternehmer be-
kannt sind odervernünftigerweise bekannt seinmüssen,und

19. gegebenenfalls die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde-
undRechtsbehelfsverfahren, demder Unternehmer unterworfen ist, und die Vorausset-
zungenfür diesenZugang.

(2) Im Fall einer öffentlichenVersteigerung könnenanstelle der in Abs.1 Z2 und3genann-
ten Informationen die entsprechendenAngabendesVersteigerersübermittelt werden.
(3) Die Informationen nach Abs.1Z8, 9und10könnenmittels derMuster-Widerrufsbeleh-
rungerteilt werden. Mit dieserformularmäßigen Informationserteilung gelten die genann-
ten Informationspflichten des Unternehmers als erfüllt, sofern der Unternehmer dem Ver-
braucherdasFormular zutreffendausgefüllt übermittelt hat.
(4) Die demVerbraucher nachAbs.1 erteilten Informationen sind Vertragsbestandteil. Än-
derungen sind nur dann wirksam, wenn sie von den Vertragsparteien ausdrücklich verein-
bart wurden.
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BesondereErfordernissebei elektronischgeschlossenenVerträgen
§8 FAGG(1) Wenn ein elektronisch, jedoch nicht ausschließlich imWeg der elektronischen
Post oder eines damit vergleichbaren individuellen elektronischen Kommunikationsmittels
geschlossenerFernabsatzvertrag denVerbraucherzu einer Zahlung verpflichtet, hat der Un-
ternehmer den Verbraucher, unmittelbar bevor dieser seine Vertragserklärung abgibt, klar
und in hervorgehobenerWeise auf die in §4Abs.1Z1, 4,5,14 und15genannten Informati-
onenhinzuweisen.
(2) DerUnternehmer hat dafür zusorgen,dassderVerbraucher beider Bestellung ausdrück-
lich bestätigt, dassdie Bestellungmit einer Zahlungsverpflichtung verbundenist. Wenn der
Bestellvorgang die Aktivierung einer Schaltfläche oderdie Betätigung einer ähnlichen Funk-
tion erfordert,muss dieseSchaltfläche oderFunktion gut lesbar ausschließlichmit denWor-
ten »zahlungspflichtig bestellen« oder einer gleichartigen, eindeutigen Formulierung ge-
kennzeichnetsein, die den Verbraucherdarauf hinweist, dass die Bestellungmit einer Zah-
lungsverpflichtung gegenüber demUnternehmer verbunden ist. Kommt der Unternehmer
denPflichten nachdiesemAbsatznicht nach, soist derVerbraucheran denVertrag oderseine
Vertragserklärungnicht gebunden.
(3) Auf Websites für den elektronischenGeschäftsverkehr ist spätestens bei Beginn des Be-
stellvorgangs klar unddeutlich anzugeben, ob Lieferbeschränkungenbestehenund welche
Zahlungsmittel akzeptiertwerden.
(4) DieAbs.1bis 3gelten auch für die in §1Abs.2Z8genannten Verträge. Die Regelungen
in Abs.2zweiter und dritter Satz gelten auch für die in §1Abs.2Z2 und3genannten Ver-
träge, soferndieseauf die in Abs.1angeführte Weise geschlossenwerden.

Definition »dauerhafter Datenträger«: Papier, USB-Sticks, CD-ROMs, DVDs, Speicherkar-
ten und Computerfestplatten, speicherbareund wiedergebbareE-Mails.

BesondereErfordernissebei telefonisch geschlossenenVerträgen
§9FAGG(1) Bei Ferngesprächenmit Verbrauchern, die auf denAbschlusseines Fernabsatz-
vertrags abzielen, hat der Unternehmer demVerbraucher zu Beginn desGesprächs seinen
NamenoderseineFirma, gegebenenfallsdenNamenderPerson,in derenAuftrag er handelt,
sowiedengeschäftlichenZweckdesGesprächsoffenzulegen.
(2) Bei einemFernabsatzvertrag übereineDienstleistung,derwährend einesvomUnterneh-
mer eingeleiteten Anrufs ausgehandelt wurde, ist der Verbrauchererst gebunden,wenn der
Unternehmer demVerbrauchereine Bestätigung seinesVertragsanbots auf einemdauerhaf-
ten Datenträger zur Verfügung stellt und der Verbraucher demUnternehmer hierauf eine
schriftliche Erklärung über die AnnahmediesesAnbotsauf einemdauerhaften Datenträger
übermittelt.

IX.Rücktrittsrechte

1. Rücktritt vom Maklervertrag (Alleinvermittlungsauftrag, Vermittlungs-
auftrag, Maklervertrag mit dem Interessenten) bei AbschlussdesMaklerver-
tragsüber Fernabsatzoderbei AbschlussdesMaklervertrags außerhalb der
GeschäftsräumedesUnternehmers (§11FAGG)
RücktrittsrechtundRücktrittsfrist
§11 FAGG(1) Der Verbraucher kann von einem Fernabsatzvertrag oder einem außerhalb
von Geschäftsräumen geschlossenenVertrag binnen 14Tagen ohneAngabe von Gründen
zurücktreten. Die Frist zumRücktritt beginnt bei Dienstleistungsverträgen mit demTagdes
Vertragsabschlusses.

Unterbliebene AufklärungüberdasRücktrittsrecht
§12FAGG(1) Ist der Unternehmer seiner Informationspflicht nach §4Abs.1Z8nicht nach-
gekommen,soverlängert sichdie in §11vorgeseheneRücktrittsfrist umzwölfMonate.
(2) Holt der Unternehmer die Informationserteilung innerhalb von zwölf Monaten ab dem
für den Fristbeginn maßgeblichen Tagnach, so endet die Rücktrittsfrist 14Tagenach dem
Zeitpunkt, zudemderVerbraucherdieseInformation erhält.

AusübungdesRücktrittsrechts
§13FAGG(1) Die Erklärung desRücktritts ist an keine bestimmte Formgebunden.Der Ver-
braucher kann dafür dasMuster-Widerrufsformular* verwenden. Die Rücktrittsfrist ist ge-
wahrt, wenn dieRücktrittserklärunginnerhalb derFrist abgesendetwird.
(2) Der Unternehmer kann demVerbraucherauch die Möglichkeit einräumen, das Muster-
Widerrufsformular odereine andersformulierte Rücktrittserklärung auf derWebsite desUn-
ternehmers elektronisch auszufüllen und abzuschicken.Gibt der Verbrauchereine Rücktritts-
erklärung auf dieseWeise ab, so hat ihm der Unternehmer unverzüglich eine Bestätigung
über den Eingang der Rücktrittserklärung auf einemdauerhaften Datenträger zu übermit-
teln.

BeginnderVertragserfüllungvorAblaufderRücktrittsfrist
§10 FAGG Hat ein Fernabsatzvertrag oder ein außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-
sener Vertrag eine Dienstleistung, die nicht in einem begrenztenVolumen oder in einer be-
stimmten Menge angebotene Lieferung vonWasser, Gas oder Stromoder die Lieferung von
Fernwärme zumGegenstandundwünscht der Verbraucher,dassderUnternehmer noch vor
Ablauf derRücktrittsfrist nach §11mit derVertragserfüllung beginnt, somussderUnterneh-
mer denVerbraucher dazu auffordern, ihm ein ausdrücklich auf diese vorzeitige Vertragser-
füllung gerichtetesVerlangen – im Fall einesaußerhalb vonGeschäftsräumengeschlossenen
Vertragsauf einemdauerhaften Datenträger – zuerklären.

Pflichten desVerbrauchersbeiRücktritt voneinemVertragüberDienstleistungen,
Energie-undWasserlieferungenoderdigitale Inhalte
§16FAGG(1) Tritt der Verbraucher nach §11Abs.1 von einemVertrag über Dienstleistun-
genoderüber diein §10genannten Energie-undWasserlieferungen zurück,nachdemer ein
Verlangen gemäß §10 erklärt und der Unternehmer hierauf mit der Vertragserfüllung be-

*siehe Anhang
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gonnen hat, so hat er demUnternehmer einen Betrag zu zahlen,der imVergleich zumver-
traglich vereinbartenGesamtpreisverhältnismäßig denvomUnternehmerbiszumRücktritt
erbrachten Leistungen entspricht. Ist der Gesamtpreis überhöht, sowird der anteilig zu zah-
lendeBetrag auf derGrundlage desMarktwerts dererbrachten Leistungenberechnet.
(2) Die anteilige Zahlungspflicht nach Abs.1bestehtnicht, wenn derUnternehmer seinerIn-
formationspflicht nach §4Abs.1Z8 und10nicht nachgekommenist.

AusnahmenvomRücktrittsrecht
§18 FAGG(1) DerVerbraucher hat keinRücktrittsrecht bei Fernabsatz-oder außerhalb von
Geschäftsräumen geschlossenenVerträgen über Dienstleistungen, wenn der Unternehmer
die Dienstleistung vollständig erbracht hat, wobei in jenen Fällen, in denenderVerbraucher
nach demVertrag zu einer Zahlung verpflichtet ist, das Rücktrittsrecht nur entfällt, wenn
überdiesderUnternehmer mit der vorherigen ausdrücklichenZustimmungdesVerbrauchers
mit derVertragserfüllung begonnenhat undwenn derVerbraucher
a) entweder vor Beginn der Dienstleistungserbringungbestätigt hat, zur Kenntnisgenom-

menzuhaben,dasserseinRücktrittsrechtmit vollständiger Vertragserfüllung verliert,
b) oderdenUnternehmer ausdrücklichzueinemBesuchaufgefordert hat, umReparaturar-

beiten vornehmenzulassen.

2. Rücktritt vom Immobiliengeschäftnach§30aKSchG
Ein Verbraucher(§1KSchG) kannbinneneinerWoche seinenRücktritterklären,wenn,
• er seine Vertragserklärung am Tagder erstmaligen Besichtigung des Vertragsobjektes

abgegebenhat,
• seine Erklärung auf den Erwerb eines Bestandrechts (insbes. Mietrechts), eines sonsti-

genGebrauchs-oder NutzungsrechtsoderdesEigentums gerichtet ist, und zwar
• an einer Wohnung, an einem Einfamilienwohnhaus oder einer Liegenschaft, die zum

Bau einesEinfamilienwohnhauses geeignet ist,unddies
• zur Deckung des dringenden Wohnbedürfnisses des Verbrauchers oder eines nahen

Angehörigendienen soll.

Die Fristbeginnterst dann zulaufen, wenn der Verbrauchereine Zweitschrift derVertrags-
erklärung und eine Rücktrittsbelehrung erhalten hat, d.h.entweder am Tagnach Abgabe
derVertragserklärungoder,soferndie Zweitschrift samt Rücktrittsbelehrung später ausge-
händigt worden ist, zu diesem späteren Zeitpunkt. DasRücktrittsrechterlischtjedenfalls
spätestens einen Monat nach dem Tagder erstmaligen Besichtigung. Die Vereinbarung
eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Rücktrittsfrist nach §30a
KSchGist unwirksam.

Eine an den Immobilienmakler gerichtete Rücktrittserklärungbezüglicheines Im-
mobiliengeschäftsgilt auch füreinen imZugderVertragserklärunggeschlossenen
Maklervertrag.Die Absendung derRücktrittserklärung am letzten Tagder Frist (Da-
tum des Poststempels) genügt. AlsRücktrittserklärung genügt die Übersendung ei-
nes Schriftstückes,das eine Vertragserklärungauch nur einer Partei enthält, mit ei-
nemZusatz,der dieAblehnung desVerbraucherserkennen lässt.

3. Rücktrittsrechtbei »Haustürgeschäften«nach§3KSchG
Ist (nur) anzuwenden auf Verträge, die explizit vom Anwendungsbereich des Fern-und
Auswärtsgeschäftegesetz (FAGG)ausgenommen sind.

EinVerbraucher(§1KSchG), der seine Vertragserklärung
• weder in denGeschäftsräumen desUnternehmers abgegeben,
• noch die GeschäftsverbindungzurSchließung desVertragesmit dem Unternehmer

selbstangebahnt hat,
kann bis zumZustandekommendes Vertrages oder danach binnen 14Tagenseinen Rück-
tritt erklären.

Die Fristbeginnterst zulaufen, wenn demVerbrauchereine »Urkunde« ausgefolgt wurde,
die Namenund AnschriftdesUnternehmers, diezurIdentifizierung desVertragesnotwen-
digen Angabensowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die
Vorgangsweisefür dieAusübungdesRücktrittsrechts enthält.

Bei fehlender Belehrung über das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher das Rücktritts-
recht für eine Frist vonzwölf Monaten und 14Tagenab Vertragsabschlusszu.Holt der Un-
ternehmer dieUrkundenausfolgunginnerhalb derzwölf Monate abdemFristbeginnnach,
so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 14Tagenach dem Zeitpunkt, zu demderVerbrau-
cherdieUrkundeerhält.

Die Erklärung desRücktritts ist an keine bestimmte Formgebunden.Die Rücktrittsfrist ist
gewahrt, wenn dieRücktrittserklärunginnerhalb derFrist abgesendetwird.

4.DasRücktrittsrechtbeiNichteintritt maßgeblicherUmstände(§3aKSchG)
DerVerbraucherkannvonseinemVertragsantragodervomVertragschriftlich
zurücktreten,wenn
• ohne seine Veranlassung,
• maßgebliche Umstände,
• dievomUnternehmer als wahrscheinlich dargestelltwurden,
• nicht oder in erheblich geringeremAusmaß eingetreten sind.

MaßgeblicheUmständesind
• die erforderlicheMitwirkung oderZustimmungeinesDritten,
• steuerrechtliche Vorteile,
• eine öffentliche Förderungoderdie Aussichtauf einen Kredit.

Die RücktrittsfristbeträgteineWoche ab ErkennbarkeitdesNichteintritts für denVerbrau-
cher,wenn er über diesesRücktrittsrecht schriftlich belehrt wurde. DasRücktrittsrecht en-
det aberjedenfalls einen Monat nach beidseitigervollständigerVertragserfüllung.

AusnahmenvomRücktrittsrecht
• Wissen oder wissenmüssendesVerbrauchersüberdenNichteintritt bei denVertrags-

verhandlungen.
• Im einzelnenausgehandelter AusschlussdesRücktrittsrechtes (formularmäßig

nicht abdeckbar).
• Angemessene Vertragsanpassung.
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5.DasRücktrittsrechtbeimBauträgervertragnach§5BTVG
Mit dem Bauträgervertragsgesetz wurden Schutzbestimmungen für die Erwerber von
Rechten an erst zu errichtenden bzw. durchgreifend zu erneuernden Gebäuden, Woh-
nungen bzw.Geschäftsräumen geschaffen. Das Gesetz ist nur auf Bauträgerverträge an-
zuwenden, bei denen Vorauszahlungenvonmehr als EUR 150,– pro Quadratmeter Nutz-
fläche zuleisten sind.

Der Erwerber kann vonseiner Vertragserklärungzurücktreten,wenn ihm der Bauträger
nicht eineWoche vorderenAbgabefolgendesschriftlich mitgeteilt hat:
1. den vorgesehenenVertragsinhalt;
2. den vorgesehenenWortlaut derVereinbarungmit dem Kreditinstitut (wenn die Siche-

rungspflicht nach§7Abs.6Z2(Sperrkontomodell) erfüllt werden soll);
3. denvorgesehenenWortlaut derBescheinigungnach §7Abs.6Z3lit.c (wenn die Siche-

rungspflicht nach §7Abs.6Z3 (Bonitätsmodell im gefördertenMietwohnbau) erfüllt
werden soll);

4. denvorgesehenenWortlaut der ihm auszustellendenSicherheit (wenn die Sicherungs-
pflicht schuldrechtlich (§8) ohne Bestellung eines Treuhänders (Garantie, Versiche-
rung)erfüllt werdensoll);

5. gegebenenfallsdenvorgesehenenWortlaut derZusatzsicherheit nach§9Abs.4(wenn
die Sicherungspflicht des Bauträgers durchgrundbücherliche Sicherstellung (§§9und
10)erfüllt werden soll[Ratenplan AoderB]).

Sofern derErwerber nicht spätestens eine Woche vorAbgabeseinerVertragserklärungdie
oben in Pkt.1–5 genannten Informationen sowie eine Belehrung über dasRücktrittsrecht
schriftlich erhält, steht ihm ein Rücktrittsrecht zu. Der Rücktritt kann vor Zustandekom-
men desVertragesunbefristet erklärt werden; danach ist derRücktritt binnen 14Tagenzu
erklären.Die Rücktrittsfrist beginnt mit Erhalt der Informationen zu laufen, jedoch nicht
vorZustandekommendesVertrages.Unabhängig vomErhalt dieser Informationen erlischt
das Rücktrittsrecht aber jedenfalls spätestens 6 Wochen nach Zustandekommen desVer-
trages.

Darüber hinaus kann der Erwerber von seiner Vertragserklärungzurücktreten,wenn eine
von den Parteien demVertrag zugrundegelegteWohnbauförderungganzoder in erhebli-
chem Ausmaßaus nicht bei ihm gelegenenGründen nicht gewährt wird. Der Rücktritt ist
binnen 14 Tagenzu erklären. DieRücktrittsfristbeginnt, sobald der Erwerber vomUnter-
bleiben derWohnbauförderung informiert wird und gleichzeitigodernachher eine schrift-
liche BelehrungüberdasRücktrittsrechterhält.

DasRücktrittsrechterlischtjedochspätestens 6Wochen nach Erhalt der Information über
dasUnterbleiben derWohnbauförderung.

Der Erwerber kann den Rücktritt dem Bauträger oder dem Treuhändergegenüberschrift-
lich erklären.

Eine an den Immobilienmakler gerichtete Rücktrittserklärungbezüglicheines Im-
mobiliengeschäftsgilt auch füreinen imZugderVertragserklärunggeschlossenen
Maklervertrag.Die Absendung derRücktrittserklärung am letzten Tagder Frist (Da-
tum des Poststempels) genügt. AlsRücktrittserklärung genügt die Übersendung ei-
nes Schriftstückes,das eine Vertragserklärungauch nur einer Partei enthält, mit ei-
nemZusatz,der dieAblehnung desVerbraucherserkennen lässt.

VII. SteuerlicheAuswirkungenbei Veräußerung

1.Veräußerungs-undSpekulationsgewinn (Immobilienertragsteuer)
Gewinne aus der Veräußerung privater Liegenschaften werden seit 01.04.2012unbefris-
tet besteuert. Bei Immobilien,dienachdem31.03.2012veräußertwerden, ist hinsichtlich
derBesteuerung zwischen »steuerverfangenen Immobilien«, die abdem01.04.2002(bzw.
01.04.1997)entgeltlich angeschafftwurden, und»Altfällen« zuunterscheiden.

»Steuerverfangene Immobilien«: 30%Steuer auf Veräußerungsgewinn
Im Regelfall unterliegen Immobilien, dieab dem01.04.2002angeschafftwurden (bzw.ab
dem 01.04.1997,falls eine Teilabsetzungfür Herstellungsaufwendungen in Anspruch ge-
nommenwurde) einer einheitlichen Immobilienertragsteuer inHöhe von30% desVeräu-
ßerungsgewinns,der Differenz zwischen Anschaffungskosten und Verkaufspreis. Steuer-
mindernd wirken sich Instandsetzungs-und nachträgliche Herstellungsmaßnahmen aus,
soweit diese nicht mehr steuerlich geltend gemacht werden können.Geltend gemachte
AbsetzbeträgevonAnschaffungs-undHerstellungskosten einschließlich jener AfA,welche
bei derBerechnung derbesonderenEinkünfte (Details siehe unten) abgezogenworden ist,
sowie offene Teilabsetzbeträgefür Instandsetzungsaufwendungen müssen hinzugerech-
net werden. Für Veräußerungen bis 31.12.2015ist ein Steuersatz von 25% anzuwenden.
Eine InflationsabgeltunginHöhe von2% proJahr kannab 01.01.2016nichtmehr geltend
gemachtwerden.

HINWEIS: Vorallem bei vermieteten Immobilien kanndie Ermittlung desVeräußerungs-
gewinns imRegelfall nur imZusammenwirkenmit demSteuerberater undImmobilienver-
walter des Verkäufers ermittelt werden. DieMeldung undAbfuhrder Immobilienertrag-
steuerhat durchden Parteienvertreter(Vertragserrichter) spätestens am15. Tagdes auf
den Kalendermonat desZuflusseszweitfolgenden Kalendermonats zuerfolgen.

»Altfälle«: 4,2%bzw.18% Steuerauf gesamtenKaufpreis
Bei einem letzten entgeltlichen Erwerb vordem01.04.2002(bzw.imFallevongeltendge-
machtenTeilabsetzungengem.§28Abs.3 EStG01.04.1997)wird pauschal derVeräuße-
rungserlös(tatsächlicher erzielter Kaufpreis)besteuert. Unter der gesetzlich vorgegebe-
nenAnnahmeeinesVeräußerungsgewinnesvon14% ergibtdieseine Steuerlast von
• 4,2% vom Veräußerungserlös bzw.
• 18% vomVeräußerungserlös,wenn seit dem 01.01.1988eineUmwidmung

stattgefunden hat.
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Über Antrag ist es in jedem Fall möglich, den Spekulationsgewinn zu errechnen und die-
senmit 30% zuversteuern oderaber auch mit demEinkommensteuertarif zuveranlagen.
Gem. §20Abs.2EStG sind dann auch Verkaufsnebenkostenabzugsfähig.

2. BefreiungvonderImmobilienertragsteuer
A)Hauptwohnsitzbefreiung
Wenn eine Immobilie ab derAnschaffungmindestens zwei Jahre durchgehendbiszurVer-
äußerung als Hauptwohnsitz gedient hat oder 5 Jahre durchgehenderHauptwohnsitz in
den letzten 10Jahren vorVeräußerunggegebenist, fällt keine Immobilienertragsteuer an.

B) Selbsterstellte Gebäude
Eine solche Steuerbefreiung ist auch für selbsterstellteGebäude(Veräußerer hat die Bau-
herreneigenschaft) gegeben: DieseGebäude dürfen aber in den letzten 10 Jahren vor Ver-
äußerung nicht zurErzielungvonEinkünften ausVermietungundVerpachtungverwendet
worden sein.

C)Weitere Ausnahmen
Weitere Ausnahmen sind für Tauschvorgängeim Rahmen eines Zusammenlegungs-oder
Flurbereinigungsverfahrens vorgesehen sowie für AnrechnungvonGrunderwerbsteuern
undStiftungseingangssteuern sowieErbschafts-& Schenkungssteuernder letzten 3Jahre
vorVeräußerungauf die Spekulationssteuer.

3.TeilabsetzbeträgeundSpekulationsgewinn-Ermittlung
Bei Ermittlung des Spekulationsgewinnes von »steuerverfangenen« Grundstücken müs-
sen die begünstigt abgesetzten Teilbeträgefür Herstellungsaufwendungen – neben den
abgesetztenInstandsetzungszehntelnbzw.(ab2016)Instandsetzungsfünfzehnteln – dem
Spekulationsgewinn hinzugerechnet werden. Sie sind demnach gem §30Abs.3EStG be-
reits im Spekulationsgewinn enthalten und daher mit dem besonderen Steuersatz von
30% besteuert.

Bei nicht mehr steuerverfangenen Grundstücken erfolgt anlässlich der Veräußerung von
vermieteten Grundstückenbei Ermittlung desVeräußerungsgewinnesnach der Pauschal-
methode (mit 4,2% des Veräußerungserlöses)eine Nachversteuerung in Form der Hinzu-
rechnungin HöhederHälfte der indenletzten 15Jahren vorderVeräußerungabgesetzten
Herstellungsfünfzehntel (im Sonderfall auchZehntel) mit demSondersteuersatzvon 30%.

4.VerlustderZehntel-bzw. Fünfzehntelabsetzung
Wenn der Verkäufer für Instandsetzungs-und Herstellungsaufwendungen einen Antrag
auf Absetzung in Teilbeträgen gemäß §28 Abs.2,3 und 4 EStG 1988(Zehntel-bzw. Fünf-
zehntelabsetzung) gestellt hat, gehtdasRecht derAbsetzungder im Zeitpunkt desVerkau-
fesnochnicht geltend gemachtenZehntel-bzw.Fünfzehntelbeträge fürdenVerkäuferund
den Käuferverloren.

5.VorsteuerberichtigungundUmsatzsteuer
Vorsteuerbeträge,resultierend aus Anschaffungs-und Herstellungsaufwendungen, sowie
aus Großreparaturen, sindbei Übertragung unter Lebenden innerhalb der nachfolgenden
19Jahre anteilig zuberichtigen.Fürbereits vordem01.04.2012genutztebzw.verwendete
Anlagegüter gibt esaber eine Übergangsvorschrift,die einen neunjährigen Berichtigungs-
zeitraum vorsieht. Bei unternehmerischer Nutzung des Rechtsnachfolgers (z.B.Zinshaus)
kann die Vorsteuerberichtigung vermieden werden, indem 20% Umsatzsteuer zumKauf-
preiszusätzlichin Rechnunggestellt wird.

Zubeachten sind jedoch die Auswirkungendes1. StabilitätsG 2012bei nicht fast aus-
schließlichzumVorsteuerabzugberechtigendenUmsätzeneinesMieters. Esist in jedem
Fall zu empfehlen, die umsatzsteuerrechtliche Situation im Detail vor der Kaufvertrags-
erstellungmit einemSteuerexperten zuerörtern.

6.Verkauf vonWaldgrundstücken
Die stillen Reservenaus demstehenden Holzwerden aufgedecktund sindzuversteuern.
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Widerrufsformular
(wenn Sie denVertragwiderrufen wollen,dann füllen Sie bitte diesesFormularaus undsendeneszurück)

An

Hiermit widerrufe(n) ich/wir(*) den vonmir/uns(*) abgeschlossenenVertragüber
denKauf derfolgendenWaren(*) /die Erbringungder folgendenDienstleistung(*):

......................................................................................................................................................................

......................................................................................................................................................................

......................................................................................................................................................................

Bestellt am(*) /erhalten am(*): ...............................................................................................

Name des/der Verbraucher(s): ................................................................................................

......................................................................................................................................................................

......................................................................................................................................................................

Anschrift des/der Verbraucher(s): ............................................................................................

......................................................................................................................................................................

......................................................................................................................................................................

......................................................................................................................................................................

......................................................... .......................................................................................................
Datum Unterschrift desVerbrauchers

(nur beiMitteilungauf Papier)

(*) Unzutreffendesstreichen


